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Aufruf der deutschen Bischöfe  
zum Diaspora-Sonntag 2024

Liebe Geschwister im Glauben,

„Habt Vertrauen, ich bin es; fürchtet euch nicht!“ (Mt 14,27). 
Mit diesen Worten tritt Jesus seinen Jüngern auf dem See 
Genezareth entgegen. In ihrer scheinbar aussichtslosen Situ-
ation ist Jesus da und spricht den Jüngern die ermutigenden 
Worte zu. Diese und viele weitere biblische Erzählungen zei-
gen uns, dass wir zu jeder Zeit und überall auf Gott und seine 
Gegenwart vertrauen dürfen.

Daran knüpft die Diaspora-Aktion 2024 des Bonifatius-
werkes der deutschen Katholiken an. Unter dem Leitwort 
„Erzähle, worauf du vertraust“ möchte die Aktion uns zum 
Austausch über unseren Glauben ermutigen. In solchen Ge-
sprächen können wir weitergeben, was uns trägt und antreibt.

Das Bonifatiuswerk hilft Christen, die ihren katholischen 
Glauben in einer Minderheitensituation leben. Es unterstützt 
in über 800 Projekten in Nordeuropa, im Baltikum sowie in 
den katholischen Diaspora-Regionen Nord- und Ostdeutsch-
lands Geschwister im Glauben bei der Glaubensweitergabe, 
in der Gemeindearbeit und im karitativen Handeln.

Liebe Schwestern und Brüder, wir bitten Sie zum Dias-
porasonntag am 17. November um Ihr Gebet und um eine 
großzügige Spende. Helfen Sie mit, damit unser Glaube 
in der heutigen Welt lebendig bleibt und wachsen kann!

Augsburg, den 22. Februar 2024	

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ
Bischof von Hildesheim

Dieser Aufruf soll in den Amtsblättern veröffentlicht und am 
Sonntag, dem 10.11.2024, in allen Gottesdiensten (auch am 
Vorabend) verlesen oder den Gemeinden in geeigneter anderer 
Weise bekannt gemacht werden. Die Kollekte am Diaspora-
Sonntag, dem 17.11.2024, ist ausschließlich für das Bonifati-
uswerk der deutschen Katholiken bestimmt.

Deutsche Bischofskonferenz Hinweise zur Durchführung  
der Diaspora-Aktion 2024

Vertrauen ist eine menschliche Grunddimension, die wir 
zum gelingenden Leben brauchen. Darum sollten wir 
einander erzählen, worauf wir vertrauen und woran wir 
glauben. Die Diaspora-Aktion 2024 des Bonifatiuswer-
kes der deutschen Katholiken greift diese Notwendigkeit 
auf. Unter dem Leitwort „Erzähle, worauf du vertraust“ 
möchte die Aktion uns zum Austausch über unseren 
Glauben ermutigen. In solchen Gesprächen können wir 
weitergeben, was uns trägt und antreibt.

In den Diaspora-Regionen Nord- und Ostdeutschlands, 
Nordeuropas und des Baltikums leben katholische Chris-
ten ihren Glauben vielfach unter schwierigen Bedingun-
gen. Seit 175 Jahren unterstützt sie das Bonifatiuswerk. 
Mit der Förderung von jährlich etwa 800 Projekten und 
missionarischen Initiativen ermöglicht es die Erfahrung 
von Gemeinschaft.

Die bundesweite Eröffnung der Diaspora-Aktion findet 
am Sonntag, 10. November 2024, um 10:00 Uhr im Dom 
St. Peter, Regensburg, mit einem feierlichen Pontifikal-
amt und mit internationalen Gästen sowie Vertreterinnen 
und Vertretern aus deutschen Diözesen statt. Hauptzeleb-
rant ist Bischof Dr. Rudolf Voderholzer.

Bitte verlesen Sie den Aufruf der deutschen Bischöfe zum 
Diaspora-Sonntag am 10. November 2024 in allen Gottes-
diensten, auch in den Vorabendgottesdiensten, und vertei-
len Sie die Spendentüten zum Diaspora-Sonntag.

Die Diaspora-Kollekte wird am Sonntag, 17. November 
2024, in allen Gottesdiensten einschließlich der Vorabend-
messen gehalten. Das jeweilige Generalvikariat überweist 
die Spenden, einschließlich der später eingegangenen Gel-
der, an das Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken. Auf 
ausdrücklichen Wunsch der Bischöfe soll die Kollekte 
zeitnah und ohne jeden Abzug weitergeleitet werden. Die 
Verwendung der Kollekte ist ausschließlich für die Arbeit 
des Bonifatiuswerkes bestimmt. Das Bonifatiuswerk ist 
seinen Spenderinnen und Spendern gegenüber dankbar, 
transparent und rechenschaftspflichtig.

Bitte legen Sie zu diesem Sonntag die restlichen Spen-
dentüten in den Kirchenbänken aus. Anregende Impulse 
zur Gestaltung des Gottesdienstes und für die Pastoral 
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geben die Begleithefte „BONI-Impulse“ (Gottesdien-
stimpulsheft) und „BONI-Praxis“ (Themenheft), die alle 
Gemeinden bereits Mitte September erhalten haben und 
die als Download unter www.bonifatiuswerk.de/diaspo-
raaktion abrufbar sind.

Bitte geben Sie das Kollektenergebnis am folgenden Wo-
chenende (23./24. November 2024) bekannt und verbinden 
Sie dies mit einem Wort des Dankes an die ganze Gemeinde.
Alle Priester, Diakone, Pastoral- und Gemeindereferen-
ten und -referentinnen erhalten im August 2024 eine 
Aktionsmappe mit Ideen zur Gestaltung einer Eucha-
ristiefeier, eines Familiengottesdienstes und einer Wort-
Gottes-Feier sowie vielfältigen Impulsen zum Leitwort 
„Erzähle, worauf du vertraust“.

Mitte September 2024 wird allen Gemeinden ein Mate-
rialpaket zur Gestaltung des Diaspora-Sonntags (Plakate, 
vorbestellte Pfarrbriefmäntel und Spendentüten) zuge-
schickt. Weitere Materialien können bestellt werden und 
stehen digital zum Download zur Verfügung.

Bitte hängen Sie die Aktionsplakate gut sichtbar in Ihrer 
Gemeinde auf. Weisen Sie bitte im Aktionszeitraum auf die 
Diaspora-Kollekte und auf die Online-Spendenmöglichkeit 
(www.bonifatiuswerk.de/spenden) in den Gottesdiensten 
sowie im Pfarrbrief oder auf der Homepage hin. Nehmen 
Sie die Anliegen der Diaspora bitte auch in ihr Gebet auf.

Weitere Informationen und Materialien finden Sie auf 
www.bonifatiuswerk.de/diaspora-aktion. Bestellungen 
richten Sie bitte per Mail an bestellungen@bonifatius-
werk.de, telefonisch an 05251/2996-94 oder per Fax an 
05251/2996-88.

Der Bischof von Hildesheim

Siegelordnung 
für das Bischöfliche Generalvikariat der Diözese 

Hildesheim in der Fassung vom 01.10.2024

§ 1
Führung von Siegeln

Das Führen der Siegel dient als formgebundenes 
Beweiszeichen im Rechtsverkehr.

§ 2
Siegelberechtigung

(1)	 Zur Führung eines Siegels des Bischöflichen 
Generalvikariates sind berechtigt

1.	 der Generalvikar;

2.	 der/die Finanzdirektor*in;

3.	 der/die Justiziar*in;

4.	 der/die Leiter*in des Bereichs Personal;

5.	 der/die Caritasdirektor*in im Rahmen des je-
weiligen Beleihungsaktes des Bischofs;

6.	 der Offizial und der Vizeoffizial wegen der 
amtlichen Feststellung der Nichtigkeit von 
formlos geschlossenen Ehen sowie bei der 
Wahrnehmung der Aufgaben im Rahmen des 
ihm vom Bischof erteilten Auftrages im Bereich 
des Sakramentenrechts;

7. 	 der/die Referent*in für Kirchenrecht für die 
durch den Generalvikar delegierten Vollmachten

    	 im Bereich des Sakramentenrechts;

8. 	 die Notar*innen der Kurie nach can. 483 CIC 
für den diesen zugewiesenen Bereich.

Die Siegelführungsberechtigten haben den Empfang 
des ihnen mit einer bestimmten Nummer zugeteilten 
Siegels durch Unterschriftsleistung zu bestätigen.

(2)	 Folgende Einrichtungen des Bischöflichen General-
vikariates führen ein gesondertes Dienstsiegel:

1.	 Die Dombibliothek Hildesheim.

2.	 Das Dom- und Diözesanmuseum Hildesheim.

3.	 Das Bistumsarchiv Hildesheim.

Das Dienstsiegel muss den Namen der Einrichtung 
enthalten.
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§ 3
Siegelführung, Verantwortung

(1)	 Die Ausübung der Siegelberechtigung (Siegel-
führung) obliegt der siegelberechtigten Person, bei 
den Einrichtungen den vom Generalvikar besonders 
damit beauftragten Personen, d. h. in der Regel den 
Leitern der Einrichtungen.

(2)	 Die siegelberechtigte Person trägt die Verantwortung 
dafür, dass das Siegel ordnungsgemäß verwendet 
und aufbewahrt sowie vor Missbrauch und Verlust 
geschützt wird.

(3)	 Eine Übertragung der Siegelberechtigung bedarf 
der vorherigen schriftlichen Genehmigung des 
Generalvikars. 

§ 4
Wirkung der Besiegelung  

und Verwendung des Siegels

(1)	 Das der Unterschrift beigedrückte Siegel ist 
das amtliche, rechtlich verbindliche und äußere 
Kennzeichen von Urkunden oder Schriftstücken und 
gewährleistet deren Echtheit, Verbindlichkeit oder 
Vollzugsfähigkeit. Das Siegel bestätigt, dass die dar-
in enthaltenen Angaben von einer zuständigen und 
dazu berechtigten Person oder Einrichtung über-
prüft und für rechtlich verbindlich befunden wurde. 
Durch das beigedrückte Siegel ist eine Urkunde zum 
Beweis im Rechtsverkehr geeignet.

(2)	 Das Fehlen eines Siegels oder das Anbringen ei-
nes gefälschten Siegels führt zur Ungültigkeit einer 
Urkunde oder eines Dokuments. 

(3)	 Einfache Schreiben, die nicht zum Beweis im 
Rechtsverkehr dienen und keine rechtserheblichen 
Informationen enthalten, sind nicht zu siegeln. 

(4)	 Bei Urkunden über Rechtsgeschäfte und Voll- 
machten, die gemäß den Vorgaben des Kirchenver- 
mögenverwaltungsgesetzes (KVVG) der Geneh-
migung durch das Bischöfliche Generalvikariat be-
dürfen, wird durch die Siegelung die Rechtsgültigkeit 
festgestellt.

(5)	 Das Siegel wird der eigenhändigen Unterschrift des 
Siegelführenden unter Angabe seiner Amts- oder 
Dienstbezeichnung insbesondere in den folgenden 
Fällen beigedrückt:

a) 	 Auf kirchliche Urkunden, mit denen Rechte 
oder Pflichten begründet, anerkannt oder verän-
dert werden,

b) 	 auf zu beglaubigende Abschriften oder Kopien 
von Urkunden oder anderen Schriftstücken oder

c) 	 bei Schriftstücken von besonderer Wichtigkeit.

(6)	 Siegeln auf Vorrat ist unzulässig.

§ 5
Unbrauchbares Siegel, Verlust des Siegels

Sofern ein Siegel unbrauchbar wird, entwendet 
worden oder verloren gegangen ist, hat dies der 
Siegelführungsberechtigte unverzüglich schriftlich dem 
Generalvikar anzuzeigen. Dieses Siegel ist sodann durch 
Veröffentlichung im Kirchlichen Anzeiger für das Bistum 
Hildesheim für ungültig zu erklären. Danach wird dem 
Siegelführungsberechtigten ein neues Siegel mit einer 
neuen Siegelnummer zugeteilt.

§ 6
Inkrafttreten

Diese Änderung tritt zum 01.10.2024 in Kraft. 

Hildesheim, den 01.08.2024 

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ
Bischof von Hildesheim
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Beschlüsse der Bundeskommission  
der Arbeitsrechtlichen Kommission  

des Deutschen Caritasverbandes 

Bestätigung Befristungsregelungen   

A.

Beschlusstext:

I.	 Der Vermittlungsausschuss der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission hat mit der ersetzenden 
Entscheidung vom 22. Januar 2024 eine „Gesamtregelung 
zur Befristung“ getroffen. Die Regelungen ersetzen die 
Entscheidung vom 28. Oktober 2019. Der Beschluss tritt 
zum 1. Juni 2024 in Kraft. Entsprechend Nummer 8 der 
Entscheidung kann die Arbeitsrechtliche Kommission 
die bislang in eigener Zuständigkeit beschlossenen 
Regelungen unverändert wieder in Kraft setzten. Die 
AVR enthalten Regelungen zum Befristungsrecht. 
Sie sollten für den Fall, dass sie durch die Ersetzende 
Entscheidung des Vermittlungsausschusses außer Kraft 
gesetzt wurden, wieder in Kraft gesetzt werden.

II.	 Die Bundeskommission bestätigt in Anwendung 
dessen unter Wiederinkraftsetzung der unveränder-
ten Regelungen mit Stand vom 31. Mai 2024 zum 1. 
Juni 2024

§ 19 Absatz 5 AT AVR,
§ 18 Anlage 30 AVR,
§§ 18 und 19 Anlage 31 AVR,
§§ 18 und 19 Anlage 32 AVR und
§§ 17 und 18 Anlage 33 AVR.

III.	 Inkrafttreten

Die Änderungen treten zum 1. Juni 2024 in Kraft. 

B.

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt

Mit der ersetzenden Entscheidung vom 22. Januar 2024 hat 
der Vermittlungsausschuss der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission (ZAK) eine „Gesamtregelung zur Befristung“ 

getroffen. Die Regelung gilt nach der novellierten ZAK-
Ordnung unmittelbar. Für die Geltung im Geltungsbereich 
der AVR Caritas bedarf es keiner formalen Inkraftsetzung 
(§ 19 Abs. 2 i.V.m. § 13 Abs. 6 ZAK-Ordnung). Die Rege-
lungen ersetzen die Entscheidung vom 28. Oktober 2019. 
Der Beschluss tritt zum 1. Juni 2024 in Kraft. Die „Gesamt-
regelung zur Befristung“ enthält mit Nummer 8 eine Öff-
nungsklausel, die es der Arbeitsrechtlichen Kommission 
ermöglicht, die bislang in eigener Zuständigkeit beschlosse-
nen Regelungen unverändert wieder in Kraft zu setzten. Die 
bisherigen Regelungen gilt es zu erhalten, um den bisherigen 
Spielraum zur Gestaltung von Dienstverhältnissen weiterhin 
zu gewähren. Durch den Beschluss werden die Regelungen 
zu Führung auf Probe bzw. auf Zeit in den Anlagen 30 bis 33 
soweit erforderlich wieder in Kraft gesetzt. Ebenfalls wird 
die Regelung des § 19 Absatz 5 AT zur Weiterbeschäftigung 
nach Erreichung der Regelaltersgrenze wieder in Kraft ge-
setzt, soweit diese durch die ersetzende Entscheidung des 
Vermittlungsausschusses der ZAK außer Kraft gesetzt wur-
de. Diese Regelung stellt in Zeiten des Fachkräftemangels 
und der Individualisierung der Lebensgestaltung von Mitar-
beitenden ein notwendiges und zu erhaltendes Flexibilisie-
rungselement, das auf Wunsch Mitarbeitenden die Weiterar-
beit über die Regelaltersgrenze hinaus ermöglicht.

C.

Beschlusskompetenz

Die Regelung ist eine Rechtsnorm über den Inhalt des 
Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ordnung. 
Es handelt sich nicht um eine reine Festlegung der Höhe der 
Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßigen Ar-
beitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs im Sinne 
des § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung. Sie ist nicht durch die 
Geltung der ersetzenden Entscheidung des Vermittlungs-
ausschusses der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
vom 22. Februar 2024 ausgeschlossen, da dessen Nr. 8 den 
Beschluss einer unveränderten Weiterführung oder Wieder-
inkraftsetzung bis zum 30. November 2024 zulässt.

Köln, den 20. Juni 2024

Matthias Mitzscherlich
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 
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Änderung in § 19 AT AVR  

A.

Beschlusstext:

I.	 Neufassung des § 19 Abs. 2a AT AVR

§ 19 Abs. 2a AT AVR wird mit Wirkung vom 1. Juli 
2024 wie folgt gefasst:

„(2a) 1Der Mitarbeiter, der beabsichtigt, eine 
Altersrente im Sinne des § 33 Abs. 2 SGB VI für 
einen Zeitpunkt zu beantragen, in dem er die 
Regelaltersgrenze (§ 35 Satz 2 SGB VI i.V.m. § 235 
SGB VI) noch nicht erreicht, und deswegen sein 
Dienstverhältnis beenden will, kann von seinem 
Dienstgeber verlangen, dass er mit dem Mitarbeiter 
die Inhalte eines Auflösungsvertrages, insbesondere 
den Beendigungszeitpunkt, erörtert mit dem Ziel, 
dass ein Auflösungsvertrag abgeschlossen wird. 
2Macht der Mitarbeiter hierzu einen Vorschlag, 
hat der Dienstgeber zu diesem Vorschlag zeitnah 
Stellung zu nehmen.“

II.	 Inkrafttreten

Die Änderung tritt zum 1. Juli 2024 in Kraft.

B.

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt

Mit dem 8. SGB IV-Änderungsgesetz wurden die in den 
zuvor in §§ 34 Abs. 2 ff i.V.m. § 42 Abs. 2 SGB VI geregel-
ten Hinzuverdienstgrenzen für den Bezug von Altersrenten 
nach § 33 Abs. 2 SGB VI vollständig gestrichen. Ab dem 
1. Januar 2023 ist sowohl der Bezug von Altersrenten in 
Form von Voll- als auch von Teilrenten auch vor dem Errei-
chen der Regelaltersgrenze möglich, ohne dass ein Hinzu-
verdienst angerechnet wird. Dies gilt allerdings nur, soweit 
überhaupt die Zugangsvoraussetzungen zu einer solchen in 
§ 33 Abs. 2 SGB VI genannten Altersrente bestehen.

§ 19 Abs. 2a AT AVR in seiner bisherigen Fassung war 
auf die vorherige Rechtslage bei Hinzuverdienstgrenzen 
hin formuliert. Letztere ist aber zum 1. Januar 2023 weg-
gefallen. Dadurch kann auch mit Bezug einer vollen oder 
teilweisen Altersrente ohne Änderung weitergearbeitet 
und eine ungekürzte Altersrente bezogen werden. An-
ders als für die in § 18 AT AVR geregelte Erwerbsminde-
rungsrente bedarf es also dieser engen Anbindung an den 
Hinzuverdienst nicht mehr.

Den Fällen, in denen der Mitarbeiter das Dienstverhältnis 
wegen der Altersrente vor Erreichen der Regelaltersgren-
ze beenden möchte, trägt die Neufassung des § 19 Absatz 
2a AT AVR Rechnung.

Im Rahmen der Vertragsfreiheit und gem. § 19 Absatz 2 
AT AVR kann jederzeit, unabhängig ob Voll- oder Teil-
rente, ein Auflösungsvertrag geschlossen werden. Möch-
te eine Partei das Dienst-verhältnis beenden, jedoch 
kommt kein Auflösungsvertrag zustande, gelten die Kün-
digungsfristen. Möchte der Mitarbeiter in den o.g. Fällen 
das Dienstverhältnis früher beenden, sieht die Neufas-
sung des § 19 Absatz 2a AT AVR eine Erörterungspflicht 
bezüglich eines Auflösungsvertrages für den Dienstgeber 
vor mit dem Ziel, dass ein solcher abgeschlossen wird. 
Macht der Mitarbeiter einen Vorschlag zu den Inhalten 
eines Auflösungsvertrages, hat der Dienstgeber außer-
dem zu diesem Vorschlag zeitnah Stellung zu nehmen. 

Damit kann der Mitarbeiter auf einer sicheren Grundlage 
bzgl. der Beendigung des Dienstverhältnisses die Ent-
scheidung zur Stellung des Rentenantrages treffen.

Vorstehenden Beschluss der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritas-
verbandes vom 20.06.2024 setze ich für das Bistum Hil-
desheim in Kraft.

Hildesheim, den 26.08.2024

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ 
Bischof von Hildesheim
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§ 19 Abs. 2a AT AVR  
alte Fassung

§ 19 Abs. 2a AT AVR 
neue Fassung

(2a) 1Beantragt der Mitar-
beiter eine Altersrente im 
Sinne des § 33 Abs. 2 SGB 
VI für einen Zeitpunkt, in 
dem er die Regelaltersgren-
ze (§ 35 Satz 2 SGB VI 
i.V.m. § 235 SGB VI) noch 
nicht erreicht, soll er dem 
Dienstgeber die Antragstel-
lung rechtzeitig anzeigen. 
2In diesem Fall soll das 
Dienstverhältnis mit dem 
Ablauf des Tages vor dem 
in dem Rentenbescheid des 
Rentenversicherungsträgers 
der gesetzlichen Renten-
versicherung festgestellten 
Tag des Rentenbeginns 
durch Abschluss eines Auf-
lösungsvertrages beendet 
werden. 3Erfolgt die Ge-
währung der Rente durch 
den Träger der Rentenver-
sicherung rückwirkend, soll 
das Dienstverhältnis durch 
Auflösungsvertrag zum 
Monatsletzten des Monats 
des Zugang des Rentenbe-
scheids beendet werden. 
4Hat der Mitarbeiter eine 
Teilrente i.S.d. § 42 Abs. 
2 SGB VI beantragt oder 
soll eine Teilrente durch 
Hinzuverdienstanrechnung 
i.S.d. § 34 Abs. 2f. SGB VI 
erreicht werden, kann auf 
Antrag des Mitarbeiters, 
sofern die Hinzuverdienst-
grenzen ansonsten über-
schritten würden, statt einer 
Beendigung des Dienstver-
hältnisses eine Verringerung 
der Arbeitszeit vereinbart 
werden.

„(2a) 1Der Mitarbeiter, der 
beabsichtigt, eine Alters-
rente im Sinne des § 33 
Abs. 2 SGB VI für einen 
Zeitpunkt zu beantragen, 
in dem er die Regelalters-
grenze (§ 35 Satz 2 SGB 
VI i.V.m. § 235 SGB VI) 
noch nicht erreicht, und 
deswegen sein Dienst-
verhältnis beenden will, 
kann von seinem Dienst-
geber verlangen, dass er 
mit dem Mitarbeiter die 
Möglichkeiten eines Auf-
lösungsvertrages erörtert. 
2Macht der Mitarbeiter 
hierzu einen Vorschlag, hat 
der Dienstgeber zu diesem 
Vorschlag zeitnah Stellung 
zu nehmen.“

C.

Beschlusskompetenz

Die Regelung ist eine Rechtsnorm über den Inhalt des 
Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ordnung. 
Es handelt sich nicht um eine reine Festlegung der Höhe 
der Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßi-
gen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs 
im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung.

Köln, den 20. Juni 2024

Matthias Mitzscherlich
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 

Vorstehenden Beschluss der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritas- 
verbandes vom 20.06.2024 setze ich für das Bistum Hil-
desheim in Kraft.

Hildesheim, den 26.08.2024

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ 
Bischof von Hildesheim

Änderungen in Anlage 17a zu den AVR

A.

Beschlusstext:

I.	 Die Anmerkung zu § 7 Absatz 2 Satz 2 der Anlage 
17a zu den AVR wird um einen Satz 3 ergänzt: 

„3Für Mitarbeiter nach Anlagen 21, 21a gilt als 
Vomhundertsatz der Veränderung der Vergütung 
oder des Entgelts gemäß Satz 1 zum 1. Februar 2025 
ein Wert von 11,11 v.H.“
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II.	 Inkrafttreten  

Dieser Beschluss tritt zum 1. Juli 2024 in Kraft.

B.

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt

Mit der Ergänzung des Satzes 3 der Anmerkung zu § 7 
Absatz 2 Anlage 17a zu den AVR wird für Mitarbeiter 
nach Anlagen 21 und 21a zu den AVR der Vomhundert-
satz zum 1. Februar 2025 auf 11,11 v.H. festgelegt. Hinter-
grund ist der aktuelle Abschluss zur Tarifrunde der Län-
der. Danach erfolgt eine Erhöhung der Tabellenentgelte 
zum 1. November 2024 um 200 Euro (Sockelbetrag) und 
zum 1. Februar 2025 um weitere 5,5 Prozent. Soweit die 
Summe der Erhöhungen insgesamt keine Erhöhung um 
340 Euro erreicht, wird der betreffende Erhöhungsbetrag 
zum 1. Februar 2025 auf 340 Euro gesetzt. Insgesamt 
ergibt sich daraus eine Steigerung i.H.v. 11,11 v.H. § 3 
Absatz 1 der Anlage 21 zu den AVR verweist bezüglich 
der Vergütung auf die für vergleichbare Beschäftigte des 
jeweiligen Bundeslandes geltenden Regelungen.

§ 3 Absatz 2 der Anlage 21a zu den AVR verweist bezüglich 
des Tabellenentgelts auf die jeweils aktuell gültigen Werte 
des Tabellenentgelts in Anlage B des Tarifvertrags für den 
öffentlichen Dienst der Länder (TV-L).

C.

Beschlusskompetenz

Die Kompetenz der Bundeskommission besteht nach 
§ 13 Abs. 1 Satz 1 AK-Ordnung. Die Regelung betrifft 
Rechtsnormen über den Inhalt des Dienstverhältnisses 
nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ordnung. Es handelt sich 
nicht um eine Festlegung der Höhe der Vergütungsbe-
standteile, des Umfangs der regelmäßigen Arbeitszeit 
und des Umfangs des Erholungsurlaubs im Sinne des § 
13 Abs. 3 S. 1 AK-Ordnung.

Köln, den 20. Juni 2024

Matthias Mitzscherlich
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 

Vorstehenden Beschluss der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritas- 
verbandes vom 20.06.2024 setze ich für das Bistum Hil-
desheim in Kraft.

Hildesheim, den 26.08.2024

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ 
Bischof von Hildesheim

Änderung in Anlage 14 zu den AVR 

A.

Beschlusstext:

I.	 In Abschnitt II der Anlage 14 zu den AVR wird § 6 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wie folgt neu gefasst:

„2. seit dem 1. Januar ununterbrochen als Mitarbeiter 
oder als Auszubildender i.S.d. Anlage 7, soweit 
diese für die Auszubildenden die Anwendung 
des Abschnitts II dieser Anlage vorsieht, im 
Geltungsbereich der AVR oder in einem anderen 
Tätigkeitsbereich der katholischen Kirche gestanden 
hat und“

II.	 Inkrafttreten 

Die Änderung tritt zum 1. Juli 2024 in Kraft. 
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B.

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt

In ihrer Sitzung vom 7. Oktober 2021 hat die Bundes-
kommission eine grundlegende Überarbeitung der Anla-
ge 7 zu den AVR beschlossen. 

Der Wortlaut des § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 in Abschnitt II 
der Anlage 14 zu den AVR ist dabei nicht an die Anlage 
7 zu den AVR in ihrer neuen Fassung angepasst worden. 
Er verwendet noch die Ausbildungsberufsbezeichnungen 
der alten Anlage 7 zu den AVR: Krankenpflegeschüler, 
Kinderkrankenpflegeschüler, Krankenpflegehelfer, Prak-
tikant, Lehrling und Anlernling. 

Mit dem Zusatz „soweit diese für die Auszubildenden 
die Anwendung des Abschnitts II dieser Anlage vorsieht“ 
wird klargestellt, dass nur die Auszubildenden von der 
Regelung erfasst werden, die nach der Anlage 7 zu den 
AVR einen Anspruch auf Urlaubsgeld haben. 

C.

Beschlusskompetenz

Die Regelung betrifft Rechtsnormen über den Inhalt des 
Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ordnung. 
Es handelt sich nicht um eine Festlegung der Höhe der 
Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßigen 
Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs im 
Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung. Damit besteht 
die Kompetenz der Bundeskommission der Arbeitsrecht-
lichen Kommission gem. § 13 Abs. 1 Satz 1 AK-Ordnung 
zur Regelung.

Köln, 20. Juni 2024

Matthias Mitzscherlich
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 

Vorstehenden Beschluss der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritas- 
verbandes vom 20.06.2024 setze ich für das Bistum Hil-
desheim in Kraft.

Hildesheim, den 26.08.2024

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ 
Bischof von Hildesheim

Änderung in Anlage 2 zu den AVR -
Streichung Vergütungsgruppe 3 Ziffer 19a    

A.

Beschlusstext:

I.	 Die Anlage 2 zu den AVR wird wie folgt geändert:

In der Vergütungsgruppe 3 wird die Ziffer 19a ge-
strichen.

Die Ziffer 19a zur Vergütungsgruppe 3 der Anlage 2 
zu den AVR erhält folgenden Wortlaut:

„(weggefallen)“

II.	 Inkrafttreten

Die Änderung tritt zum 1. Juli 2024 in Kraft.

B.

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt

Die Eingruppierung der Psychagogen sowie der Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten jeweils ohne abge-
schlossene wissenschaftliche Hochschulbildung erfolgt 
nach Anhang B der Anlage 33 zu den AVR in der Ent-
geltgruppe S 17 Ziffer 6. 
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Die Eingruppierung der Psychagogen sowie der Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten jeweils mit abge-
schlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung erfolgt 
nach derzeitigem Stand nach Vergütungsgruppe 2 Ziffer 
12 der Anlage 2 zu den AVR. 

Für die Regelung in Vergütungsgruppe 3 Ziffer 19a nach 
Anlage 2 zu den AVR besteht daher kein Bedarf mehr.

C.

Beschlusskompetenz

Die Regelung ist eine Rechtsnorm über den Inhalt des 
Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ordnung. 
Es handelt sich nicht um eine reine Festlegung der Höhe 
der Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßi-
gen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs 
im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung.

Köln, 20. Juni 2024

Matthias Mitzscherlich
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 

Vorstehenden Beschluss der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritas-
verbandes vom 20.06.2024 setze ich für das Bistum Hil-
desheim in Kraft.

Hildesheim, den 26.08.2024

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ 
Bischof von Hildesheim

Höchstgrenze für Zusatzurlaub  
in den Anlagen 30, 32 und 33 zu den AVR

A.

Beschlusstext:

I.	 In der Anlage 30 zu den AVR wird § 17 Abs. 6 Satz 
3 wie folgt geändert: 

In § 17 Abs. 6 Satz 3 werden die Wörter „§ 3 Abs. 4 
Satz 1 der Anlage 14 zu den AVR gilt entsprechend.“ 
durch die Wörter „maßgebend für die Berechnung 
der Urlaubsdauer ist das Lebensjahr, das im Laufe 
des Kalenderjahres vollendet wird.“ ersetzt. 

II.	 In der Anlage 32 zu den AVR wird § 17 Abs. 7 Satz 
3 wie folgt geändert: 

In § 17 Abs. 7 Satz 3 werden die Wörter „§ 3 Abs. 4 
Satz 1 der Anlage 14 zu den AVR gilt entsprechend.“ 
durch die Wörter „maßgebend für die Berechnung 
der Urlaubsdauer ist das Lebensjahr, das im Laufe 
des Kalenderjahres vollendet wird.“ ersetzt. 

III.	 In der Anlage 33 zu den AVR wird § 16 Abs. 7 Satz 
3 wie folgt geändert: 

In § 16 Abs. 7 Satz 3 werden die Wörter „§ 3 Abs. 4 
Satz 1 der Anlage 14 zu den AVR gilt entsprechend.“ 
durch die Wörter „maßgebend für die Berechnung 
der Urlaubsdauer ist das Lebensjahr, das im Laufe 
des Kalenderjahres vollendet wird.“ ersetzt.

IV.	 Inkrafttreten 

Die Änderungen treten zum 1. Juli 2024 in Kraft.
 

B.

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt

In den Anlagen 30, 32 und 33 zu den AVR wird eine al-
tersabhängige Staffelung der Höchstbegrenzungen für 
den Zusatzurlaub vorgenommen. Dabei wird für das 
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maßgeblich zugrunde zu legende Lebensjahr auf den § 3 
Abs. 4 Satz 1 der Anlage 14 zu den AVR verwiesen. Seit 
2015 besteht ein einheitlicher Gesamturlaubsanspruch 
mit einem Umfang von 30 Arbeitstagen bezogen auf die 
Fünf-Tage-Woche. Daher ist § 3 Abs. 4 Satz 1 der Anla-
ge 14 zu den AVR für den Gesamturlaubsanspruch ohne 
Bedeutung geworden. 

C.

Beschlusskompetenz

Die Regelungen betreffen Rechtsnormen über den Inhalt 
des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ord-
nung. Es handelt sich nicht um eine Festlegung der Höhe 
der Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßi-
gen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs 
im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung. Damit 
besteht die Kompetenz der Bundeskommission der Ar-
beitsrechtlichen Kommission gem. § 13 Abs. 1 Satz 1 
AK-Ordnung zur Regelung.

Köln, 20. Juni 2024

Matthias Mitzscherlich
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 

Vorstehenden Beschluss der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritas-
verbandes vom 20.06.2024 setze ich für das Bistum Hil-
desheim in Kraft.

Hildesheim, den 26.08.2024

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ 
Bischof von Hildesheim

Änderung in Anlage 7 zu den AVR  

A.

Beschlusstext:

I.	 Der § 2 Abs. 3 des Abschnitts H des Teil II. der 
Anlage 7 zu den AVR wird wie folgt ergänzt:

In § 2 Abs. 3 Abschnitt H Teil II. der Anlage 7 zu 
den AVR wird mit Wirkung vom 1. Juli 2024 das 
Wort „Wohnzulage“ durch die Worte „Wohn- und 
Werkstattzulage“ ersetzt. 

Der so ergänzte § 2 Abs. 3 Abschnitt H Teil II. der 
Anlage 7 zu den AVR lautet:

„(3) Auszubildende im Erziehungsdienst erhalten 
eine Wohn- und Werkstattzulage in derselben Höhe, 
wie sie in Abschnitt VIIa der Anlage 1 angegeben 
ist, unter den dort genannten Bedingungen.“ 

II.	 Inkrafttreten 

Die Änderung tritt zum 1. Juli 2024 in Kraft.
 

B.

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt

Nach der bisherigen Regelung erhalten Auszubildende 
im Erziehungsdienst bei Vorliegen der Voraussetzungen 
die Wohnzulage gemäß Abschnitt VIIa Absatz a der An-
lage 1 zu den AVR. 

Hingegen haben nach der alten Regelung Auszubildende 
im Erziehungsdienst, die in Ausbildungs- oder Berufsbil-
dungsstätten oder Berufsförderungswerkstätten oder in 
Werkstätten für behinderte Menschen tätig sind, keinen 
Anspruch auf die Werkstattzulage nach Abschnitt VIIa 
Absatz b der Anlage 1 zu den AVR. 

Mit der Ergänzung des § 2 Abs. 3 Abschnitt H Teil II. der 
Anlage 7 zu den AVR erhalten ab dem 1. Juli 2024 nun 
Auszubildende im Erziehungsdienst, die in Ausbildungs- 
oder Berufsbildungsstätten oder Berufsförderungswerk-
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stätten oder in Werkstätten für behinderte Menschen tätig 
sind, die Werkstattzulage (bei Vorliegen der Vorausset-
zungen).

C.

Beschlusskompetenz

Die Regelung ist eine Rechtsnorm über den Inhalt des 
Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ordnung. 
Es handelt sich nicht um eine reine Festlegung der Höhe 
der Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßi-
gen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs 
im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung.

Köln, 20. Juni 2024

Matthias Mitzscherlich
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission

Vorstehenden Beschluss der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritas-
verbandes vom 20.06.2024 setze ich für das Bistum Hil-
desheim in Kraft.

Hildesheim, den 26.08.2024

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ 
Bischof von Hildesheim

Änderungen in Anlage 5  
und Anlage 2e zu den AVR 

A.

Beschlusstext:

I. 	 In Absatz 2 zu § 1 der Anlage 5 zu den AVR werden 
nach dem Wort „durchschnittlich“ die Wörter „bis 
zu“ ergänzt. Der Absatz 2 lautet:

„(2) Die regelmäßige Arbeitszeit kann auf durch-
schnittlich bis zu 48 Stunden in der Woche und über 
zehn Stunden werktäglich verlängert werden, wenn 
in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem 
Umfang Arbeitsbereitschaft fällt.“

II. 	 Nach Absatz 2 zu § 1 der Anlage 5 zu den AVR wird 
ein neuer Absatz 2a eingefügt:

„(2a) Abweichend von Absatz 2 gilt für die 
Mitarbeiter der Anlage 2e, dass die regelmäßige 
Arbeitszeit 

ab 1. Januar 2025 auf durchschnittlich bis zu 45 
Stunden in der Woche, 

ab 1. Januar 2026 auf durchschnittlich bis zu 44 
Stunden in der Woche, 

ab 1. Januar 2027 auf durchschnittlich bis zu 43 
Stunden in der Woche,

ab 1. Januar 2028 auf durchschnittlich bis zu 42 
Stunden in der Woche

und über zehn Stunden werktäglich verlängert wer-
den kann, wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in 
erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft fällt.“ 

III. 	In Anlage 2e zu den AVR wird in Vergütungsgruppe 
5c Ziffer 4 ein neuer hochgestellter Buchstabe „D“ 
eingefügt. Ziffer 4 wird wie folgt gefasst:

„4 Notfallsanitäter mit entsprechenden Tätigkeiten 
A,B,C,D“
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IV. 	 In den Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der 
Vergütungsgruppen 4b bis 8 in der Anlage 2e zu den 
AVR wird unter IV ein neuer Absatz D eingefügt:

„D Zulage für Notfallsanitäter

(1) Notfallsanitäter erhalten ab dem 1. Januar 2028 
zuzüglich zur Regelvergütung gemäß Anlage 3 
eine Zulage gemäß Absatz 2.

(2) 1Die Höhe der Zulage beträgt unter Anrechnung 
bisheriger Tätigkeiten beim selben Dienstgeber 
monatlich: 

ab dem 3. Tätigkeitsjahr 150,00 Euro 
ab dem 5. Tätigkeitsjahr 250,00 Euro 
ab dem 7. Tätigkeitsjahr 400,00 Euro 

2Für die Berechnung der für die Zulage rele-
vanten Tätigkeitsjahre werden alle ununterbro-
chen zurückgelegten Zeiten in der Tätigkeit als 
Rettungsassistent und Notfallsanitäter beim sel-
ben Dienstgeber sowie die Zeiten der Ausbildung 
zum Notfallsanitäter berücksichtigt. 3Den Zeiten 
einer ununterbrochenen Tätigkeit stehen gleich:

a) 	Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem 
Mutterschutzgesetz sowie Elternzeiten bis zu 
drei Jahren nach dem Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetz, 

b) 	Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach Abschnitt 
XII der Anlage 1 bis zu 26 Wochen,

c) 	Zeiten einer sonstigen Unterbrechung der 
Tätigkeit von weniger als einem Monat im 
Kalenderjahr. 

4Soweit es zur Deckung des Personalbedarfs erfor-
derlich ist, sind bei Neueinstellung Zeiten in der 
Tätigkeit als Notfallsanitäter und Rettungsassistent 
auch bei anderen Dienst- oder Arbeitgebern anzu-
rechnen. 5Soweit es zur Bindung von Mitarbeitern er-
forderlich ist, sind im bestehenden Dienstverhältnis 
Zeiten in der Tätigkeit als Notfallsanitäter und 
Rettungsassistent auch bei anderen Dienst- oder 
Arbeitgebern anzurechnen. 6Zeiten der Tätigkeit als 
Notfallsanitäter und Rettungsassistent bei anderen 

Dienst- oder Arbeitgebern müssen zur Anrechnung 
nachgewiesen werden. 

(3) 1Abweichend von der Regelung in 
Absatz 1 ist die Zulage gemäß Absatz 2 bei 
Neuausschreibungen schon ab dem Zeitpunkt 
des Auftragsbeginns zu zahlen, frühestens aber 
ab 1. Januar 2025. 2Satz 1 gilt entsprechend für 
den Fall, dass ein vertraglicher Anspruch auf 
Anpassung der Vergütung für die rettungsdienst-
liche Leistung gegenüber dem Auftraggeber vor-
liegt, in deren Bereich der Notfallsanitäter einge-
setzt ist, oder wenn unabhängig davon eine neue 
Vergütung vereinbart wird. 

(4) Abweichend von der Regelung in Absatz 1 
kann die Zulage gem. Absatz 2 zur Deckung des 
Personalbedarfs in einer Rettungswache allen 
dort tätigen Notfallsanitätern frühestens ab dem 
1. Januar 2025 gezahlt werden.“

V. 	 Es handelt sich bei Ziffer II. und IV. um mittlere 
Werte der Bundeskommission. Diese sind befristet 
bis zum 31. Dezember 2024.

VI. 	Inkrafttreten

Die Änderungen treten zum 20. Juni 2024 in Kraft.

B.

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt

Mit der schrittweisen Reduzierung der wöchentlichen 
Höchstarbeitszeit im Rettungsdienst von derzeit bis zu 
48 Stunden auf bis zu 42 Stunden pro Woche bis zum 
Jahr 2028 wird die Attraktivität des Rettungsdienstes im 
Bereich der Caritas gestärkt. Im Rahmen der Anpassung 
erfolgt in Anlehnung an die gängige Rechtsprechung des 
BAG, das unter Hinweis auf § 7 Abs. 8 ArbZG stets von 
Höchstarbeitszeiten ausgeht, auch eine Klarstellung der 
Formulierung der Höchstarbeitsgrenze in § 1 Absatz 2 
der Anlage 5 zu den AVR (Abschnitte I. und II.).

Weiter beinhaltet der Beschluss unter III. und IV. die 
Gewährung einer monatlichen Zulage für Notfallsanitä-
ter von bis zu 400,00 Euro verbindlich ab dem 1. Januar 
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2028. Damit trotz der sehr differenzierten und länder-
spezifischen Refinanzierung des Rettungsdienstes eine 
frühzeitige Umsetzung auch ohne Regionalisierung zu-
gunsten einer bundeseinheitlichen AVR-Regelung sowie 
ohne finanzielle Überforderung der Einrichtungen auf-
grund bestehender vertraglicher Bindungen ohne Nach-
verhandlungsoptionen möglich ist, sind für den Zeitraum 
vom 1. Januar 2025 bis 31.Dezember 2027 definierte 
Ausnahmen möglich. 

Soweit bestehende Verträge zu rettungsdienstlichen Leis-
tungen nachverhandelt werden können oder eine Anpas-
sung der Vergütungen bei tariflichen Steigerungen vorse-
hen, soll der Dienstgeber die monatliche Zulage an alle 
anspruchsberechtigten Notfallsanitäter in einer Rettungs-
wache bei gesicherter Kostentragung schon vor dem 1. 
Januar 2028 zahlen. 

Bei Neuausschreibungen hingegen muss ab dem Zeit-
punkt des Auftragsbeginns für die rettungsdienstliche 
Leistung schon vor dem 1. Januar 2028 die monatliche Zu-
lage durch den Dienstgeber an alle anspruchsberechtigten 
Notfallsanitäter in einer Rettungswache gezahlt werden. 
Falls es zur Deckung des Personalbedarfs erforderlich 
ist, kann der Dienstgeber bereits ab 1. Januar 2025 die 
monatliche Zulage allen anspruchsberechtigten Notfall-
sanitätern in einer Rettungswache zahlen. Ab 1.Januar 
2028 ist die Auszahlung der monatlichen Zulage dann 
ausnahmslos und verbindlich.

Die Dienstgeberseite und die Mitarbeiterseite der Ar-
beitsrechtlichen Kommission sind sich darüber einig, 
dass dieser Beschluss keinen Ersatz für eine zukünftige 
Überleitung der Anlage 2e in die neu zu konzipierende 
Entgeltordnung darstellt, sondern als Teil des Anlage-
2-Reformprozesses nur ein Zwischenschritt ist. Beide 
Seiten bekräftigen die weiterhin konstruktive Weiterar-
beit im begonnenen Reformprozess.

C.

Beschlusskompetenz

Die Regelungen betreffen Rechtsnormen über den Inhalt 
des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ord-
nung. Es handelt sich in Teilen auch um eine Festlegung 
der mittleren Werte zurHöhe der Vergütungsbestandteile 

und zur Arbeitszeit im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-
Ordnung. Damit besteht die Kompetenz der Bundeskom-
mission der Arbeitsrechtlichen Kommission gem. § 13 
Abs. 1 Satz 1 AK-Ordnung zur Regelung.

Köln, den 20. Juni 2024

Matthias Mitzscherlich
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 

Vorstehenden Beschluss der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritas-
verbandes vom 20.06.2024 setze ich für das Bistum Hil-
desheim in Kraft.

Hildesheim, den 26.08.2024

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ 
Bischof von Hildesheim

Beschluss der Regionalkommission Nord

I.	 Festsetzung der Anwendung des Abschnittes I 
des Teils II. der Anlage 7 AVR

Abschnitt I des Teils II der Anlage 7 AVR wird 
für die praxisintegrierte Form der Ausbildung 
der Heilerziehungspfleger für den Bereich der 
Regionalkommission Nord mit Wirkung zum 
01.08.2025 in Kraft gesetzt. Zur konsekutiven 
Ausbildungsform findet Abschnitt H des Teils II der 
Anlage 7 AVR Anwendung.

II. 	 Festsetzung zum Abschnitt I des Teils II. der 
Anlage 7 AVR

1.	 § 3 Abs. 1 des Abschnitts I wird für den Bereich 
der Regionalkommission Nord mit Wirkung zum 
01.08.2025 wie folgt festgesetzt:
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    „Dieser Abschnitt findet auf die praxisintegrierte 
Form der Ausbildung zum Heilerziehungspfleger 
für den Bereich der Regionalkommission Nord 
Anwendung. Für Auszubildende in praxisintegrier-
ten Ausbildungsgängen im Sinne dieses Abschnittes 
finden die Ausbildungsvergütungshöhen nach § 3 
Abs. 1 des Abschnittes A des Teils II. der Anlage 7 
AVR Anwendung.“

2.	 Für den Bereich der Regionalkommission Nord 
wird in Abschnitt I des Teils II. der Anlage 7 fol-
gender neuer § 6 angefügt:

		 „§ 6 Anwendungsbeginn und Übergangsregelung 
im Bereich der Regionalkommission Nord

(1) Die Anwendung nach § 3 Abs. 1 tritt mit 
Wirkung zum 01.08.2025 in Kraft.

(2) Für Ausbildungsverhältnisse zur praxisin-
tegrierten Ausbildung der Heilerziehungs-
pfleger, die am 30.07.2025 bestanden haben, 
finden die Regelungen des Abschnittes I des 
Teils II. zum Beginn des jeweiligen nächsten 
Ausbildungsjahres Anwendung.

(3) Die oberen Absätze finden auch Anwendung, so-
weit eine Refinanzierung durch die Veränderung 
in den entsprechenden Landesrahmenverträgen 
in Niedersachsen bzw. Bremen zu einem frühe-
ren Zeitpunkt möglich ist.

III.	 Inkrafttreten dieses Beschlusses

Dieser Beschluss tritt am 27.06.2024 in Kraft.

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt

Mit Beschluss vom 07.10.2021 hat die Bundeskommis-
sion die neue Anlage 7 beschlossen. Deren Regelung zur 
Ausbildung der Heilerziehungspfleger ist mit Ausnahme 
des für die kon-sekutive Ausbildungsform typischen Be-
triebspraktikums geltenden Abschnitts H des Teils II. in 
Abschnitt I des Teils II. als Rahmenregelung ausgestaltet, 
die nach § 5 des Abschnittes I durch die Regionalkom-
missionen in Kraft gesetzt und zu denen die Regional-
kommissionen die Werte festsetzt.

Dazu setzt die RK Nord für die praxisintegrierte Form 
der Ausbildung den Abschnitt I für ihren Bereich durch 
Nr. I. des Beschlusses in Kraft.

Hinsichtlich der konsekutiven Form der Ausbildung ver-
bleibt es allein bei der Regelung für das nach der Aus-
bildungsordnung für das dritte Ausbildungsjahr vorgese-
hene Betriebspraktikum nach dem Abschnitt H. Erst zu 
diesem Betriebspraktikum wird in dieser Ausbildungs-
form, dann wie bisher das Ausbildungsverhältnis begrün-
det. Während der zwei zuvor zu absolvierenden theoreti-
schen fachschulischen Ausbildung besteht dagegen kein 
Ausbildungsverhältnis, sondern die zu absolvierenden 
Praktika unterfallen der Anlage 7b.

Die Neuregelung wird zum 01.08.2025 wirksam. Für die 
zuvor bestehenden Ausbildungsver-hältnisse erfolgt die 
Anwendung mit dem Beginn des jeweiligen neuen Ausbil-
dungsjahres. Hierzu wird mit Nr. II. 2 des Beschlusses in den 
Abschnitt I ein neuer RK Nord-spezifischer § 6 eingefügt.

Aufgrund der schwierigen Refinanzierungssituationen 
findet die Tarifierung erst im Jahr 2025 Anwendung. So-
weit eine Refinanzierung früher gesichert ist, ist diese 
weiterzugeben an den Auszubildenen. Außerdem kann 
der Träger auch jetzt schon freiwillig eine Ausbildungs-
vergütung zahlen.

Die RK Nord regelt ausdrücklich die praxisintegrierte 
Form der HEP-Ausbildung und belässt es für die kon-
sekutive Ausbildung bei der Regelung des Berufsprakti-
kums nach Abschnitt H. des Teils II. der Anlage 7. 

Die Wohnzulage ist eine Erschwerniszulage, die (nur) 
bei Vorliegen der Voraussetzungen des Abschnitts VIIa 
Absatz a) der Anlage 1 zu zahlen ist.

Gemäß § 3 Absatz 2 Satz 2 des Teils I der Anlage 7 gel-
ten, soweit nicht besonders geregelt, unter anderem für 
die Zulagen die Regelungen entsprechend, die bei dem 
Träger der praktischen Ausbildung für den Mitarbeiter in 
dem Beruf gelten, zu dem die Ausbildung erfolgt.

Im Besonderen Teil der Anlage 7 finden sich keine ab-
weichenden Regelungen zur Wohnzulage etwa dergestalt, 
dass sie ausgeschlossen würde oder nur anteilig zu zahlen 
wäre. Folglich gelten die Vorgaben des Allgemeinen Teils. 
Daher besteht gemäß § 3 Absatz 2 Satz 2 Teil I der Anla-
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ge 7 i.V.m. Abschnitt VIIa Absatz a) der Anlage 1 ein An-
spruch auf die Wohnzulage bei Vorliegen der Vorausset-
zungen auch für die Auszubildenden nach Anlage 7 AVR.

Beschlusskompetenz

Die Beschlusskompetenz der RK Nord ergibt sich aus der 
Kompetenzübertragung durch die Bundeskommission im 
Beschluss zur neuen Anlage 7 AVR vom 07.10.2021 nach 
§ 5 Abs. 2 des Abschnittes I des Teils II. der Anlage 7 AVR.

Hannover, 26. Juni 2024

Werner Negwer
Vorsitzender der Regionalkommission Nord

Vorstehenden Beschluss der Regionalkommissi-
on Nord der Arbeitsrechtlichen Kommission des 
Deutschen Caritasverbandes vom 26.06.2024 setze ich 
für das Bistum Hildesheim in Kraft.

Hildesheim, den 26.08.2024

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ 
Bischof von Hildesheim

Die Regionalkommission Nord
beschließt:

I.	 Festsetzung der Vergütung und der Arbeitszeit 
für den Rettungsdienst

Für den Bereich der Regionalkommission Nord wer-
den die mittleren Werte, die in Nummer A. II. und 
A. IV. des Beschlusses der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission vom 20. Juni 2024 
zu den Änderungen in Anlage 5 und Anlage 2e zu 
den AVR enthalten sind, als neue Werte festgesetzt.

II.	 Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt zum 20. Juni 2024 in Kraft.

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt

Der Beschluss beinhaltet die schrittweise Reduzierung 
der wöchentlichen Höchstarbeitszeit im Rettungsdienst 
von derzeit bis zu 48 Stunden auf bis zu 42 Stunden pro 
Woche bis zum Jahr 2028. Ferner beinhaltet der Be-
schluss die Festsetzung einer monatlichen Zulage für 
Notfallsanitäter von bis zu 400,00 Euro.

Basis der im Beschluss enthaltenen Verweise ist die in 
der Bundeskommission am 20. Juni 2024 beschlossene 
Beschlussvorlage zu Änderungen in Anlage 5 und Anla-
ge 2e zu den AVR.

Die Regionalkommission ist für die Festlegung der Höhe 
der Zulage zuständig gemäß § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ord-
nung.  

Hannover, 26. Juni 2024

Werner Negwer
Vorsitzender der Regionalkommission Nord

Vorstehenden Beschluss der Regionalkommissi-
on Nord der Arbeitsrechtlichen Kommission des 
Deutschen Caritasverbandes vom 26.06.2024 setze ich 
für das Bistum Hildesheim in Kraft.

Hildesheim, den 26.08.2024

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ 
Bischof von Hildesheim
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Bischöfliches Generalvikariat

Anpassung der Gestellungsgeldleistungen  
für Ordensangehörige 2025

Auf Empfehlung des Verbandes der Diözesen Deutsch-
lands auf Beschluss vom 25. Juni 2024 wird die Höhe 
der Gestellungsgelder für Ordensangehörige im Bistum 
Hildesheim ab dem 01. Januar 2025 wie folgt festgesetzt:

Gestellungsgruppe I 	 83.160 € pro Jahr  
			   bzw. 6.930 € pro Monat 

Gestellungsgruppe II	 69.240 € pro Jahr	
			   bzw. 5.770 € pro Monat 

Gestellungsgruppe III	 51.480 € pro Jahr	
			   bzw. 4.290 € pro Monat 

Gestellungsgruppe IV	 43.920 € pro Jahr	
			   bzw. 3.660 € pro Monat.

Hildesheim, den 16. September 2024

Generalvikar Martin Wilk

Kirchliche Mitteilungen

Kollekte in den Allerseelen-Gottesdiensten  
am Samstag, dem 2. November 2024 

Die Kollekte in den Allerseelen-Gottesdiensten dient der 
Unterstützung der Priesterausbildung (Diözesan- und Or-
denspriester) in Mittel-, Ost- und Südosteuropa. Für den 
Wiederaufbau und die Stärkung der Kirche in den betrof-
fenen Ländern ist die Priesterausbildung auch 30 Jahre 
nach dem Ende des Kommunismus weiterhin sehr wichtig. 

Die Kollekte wird über die Diözesen an Renovabis wei-
tergeleitet.

Wir bitten um ein empfehlendes Wort für dieses wichtige 
Anliegen.

Ein Plakat wird von Renovabis direkt verschickt bzw. 
kann dort angefordert werden:

Renovabis – Solidaritätsaktion der dt. Katholiken mit 
den Menschen in Mittel- und Osteuropa 
Domberg 38/40, 85354 Freising 
Telefon: 08161 / 5309 -53 oder -49 
E-Mail: info@renovabis.de, Internet: www.renovabis.de 

Bei Überweisung der Kollekte bitte nur die achtstellige 
Kirchengemeindekennziffer (KIGKZ) und die sechsstel-
lige Kollekten-Nr. (442 108) angeben.
Die Bistumskasse leitet die Beträge an Renovabis weiter. 

Der Generalvikar

Zählung der sonntäglichen  
Gottesdienstteilnehmerinnen und Gottesdienst-

teilnehmer am 10. November 2024

Gemäß Beschlüssen der Deutschen Bischofskonferenz 
(vgl. Vollversammlung vom 24.–27.02.1969, Prot. Nr. 18, 
und Ständiger Rat vom 27.04.1992, Prot. Nr. 5) werden 
für die Zwecke der kirchlichen Statistik der Bistümer in 
der Bundesrepublik Deutschland die Gottesdienstteil-
nehmerinnen und Gottesdienstteilnehmer zwei Mal im 
Jahr gezählt. Die zweite Zählung findet einheitlich am 
zweiten Sonntag im November (10.11.2024) statt. Zu 
zählen sind alle Personen, die an den sonntäglichen Hl. 
Messen (einschl. Vorabendmesse) teilnehmen. Mitzu-
zählen sind auch die Besucherinnen und Besucher der 
Wort- oder Kommuniongottesdienste, die anstelle einer 
Eucharistiefeier gehalten werden. Zu den Gottesdienst-
teilnehmerinnen und Gottesdienstteilnehmern zählen 
auch die Angehörigen anderer Pfarreien (z.B. Wallfahrer, 
Seminarteilnehmer, Touristen und Besuchsreisende).

Das Ergebnis dieser Zählung ist am Jahresende in den 
Erhebungsbogen der kirchlichen Statistik für das Jahr 
2024 unter der Rubrik „Gottesdienstteilnehmer am zwei-
ten Sonntag im November“ (Pos. 3) einzutragen. 
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Bischof Dr. Heiner Wilmer SCJ hat folgende  
Ernennungen bzw. Versetzungen vorgenommen:

Drews, Jessica, Pastorale Mitarbeiterin, mit Wirkung 
vom 1.7.24 in der Schulpastoral in Hildesheim. Erste 
Tätigkeitsstätte: St.-Augustinus-Schule, Treibestraße 2, 
31134 Hildesheim.  

Reimer Knut, Diakon i. R., verstorben am 19.9.23 (In-
formation vom 26.7.24).

Höfer, René, Pastor, mit Wirkung vom 15.6.24 Entpflich-
tung vom und Beendigung des priesterlichen Dienstes im 
Bistum Hildesheim. 

Feld, Werenfried, Gemeindereferent, mit Wirkung vom 
1.7.24 Beendigung des pastoralen Dienstes (Renteneintritt).

Böhme, Dorothea, Pastorale Mitarbeiterin, mit Wirkung 
vom 1.7.24 Beendigung des pastoralen Dienstes (Ren-
teneintritt).

Artmann, Bernward, Diakon i. R., verstorben am 
30.6.24.  

Kröll, Herbert, Diakon, mit Wirkung vom 25.7.2024 
Entpflichtung von den Aufgaben als Diakon in der Pfarr-
gemeinde Cuxhaven (Ruhestand) sowie Einverständnis 
der Fortführung der nebenamtlichen Aufgaben in der Mi-
litärseelsorge, Standort Nordholz, bis zum 31.7.2025. 

Semmet, Wolfgang, Domkapitular, Regionaldechant, 
mit Wirkung vom 31.7.24 Entpflichtung von der Pfarr-
verwaltung St. Heinrich und St. Godehard, Hannover.

Giesa, Dennis, Kaplan, mit Wirkung vom 1.8.24 Frei-
stellung bis zum 31.7.26 zur Promotion Phil.-Theol. 
Hochschule St. Georgen, Frankfurt a. M..

Crone, Claus, Diakon, mit Wirkung vom 1.8.2024 Ent-
pflichtung von den Aufgaben in den Pfarrgemeinden 
Neustadt am Rübenberge, Wunstorf und Nienburg. Ein-
tritt in den Ruhestand. 

Schramm, Julia, Pastorale Mitarbeiterin, mit Wirkung 
vom 1.8.24 in der Schulseelsorge in Hildesheim (Teil-
auftrag) und Ministrantenpastoral am Hildesheimer Dom 

(Teilauftrag). Erste Tätigkeitsstätte: Gymnasium Maria-
no-Josephinum, Im Brühl 1, 31134 Hildesheim.

Janotta, Hans-Karl, Pfr. i. R., verstorben am 12.8.24.
 
Drath, Birgit, Pastorale Mitarbeiterin, mit Wirkung vom 
15.8.2024 in den Pfarrgemeinden Stade und Buxtehude. 
Erste Tätigkeitsstätte: Heilig Geist, Timm-Kröger-Str. 
16, 21680 Stade. 

P. Lindemann OSBCam, Benedikt, mit Wirkung vom 
31.8.24 Entpflichtung von der Aufgabe als Krankenhaus-
seelsorger am St.-Bernward-Krankenhaus, Hildesheim. 

P. Dr. Tuor OSB, Andri, mit Wirkung vom 1.9.24 Aufga-
be des Krankenhausseelsorgers am St.-Bernward-Kran-
kenhaus, Hildesheim, und rector ecclesiae der Kranken-
hauskirche.    
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